
















































sich die Presse auf fassbare Spuren der mysteriösen Organisation und fragte 

die deutsche Regierung, ob sich Gladio-Waffenlager in Deutschland befän­

den. «Zur Unterstützung von Widerstandseinheiten in besetzten Gebieten 

hatten die alliierten Geheimdienste in der frühen Phase der Stay-behind-Or­

ganisationen geheime Waffenverstecke angelegt. Diese enthielten unter ande­

ren Dingen Ersatzteile für Funkgeräte, Medikamente, Gold und Schmuck für 

Transaktionen auf dem Schwarzmarkt und einige Pistolen», bestätigte die 

deutsche Regierung, doch überraschend ist, dass man danach irreführend 

behauptete, dass «diese Waffenverstecke der Stay-behind-Einheit des BND bis 

1972 aufgelöst wurden. Die Pistolen wurden vernichtet. Die heutige Ausrü­

stung und Ausbildung der geheimdienstlichen Verbindungen sind strikt auf 

den Auftrag der Informationsgewinnung und Schleusung ausgerichtet. Zur 

Ausrüstung gehören ein spezielles Funkgerät, aber keine Sprengmittel und 
keine Waffen.»55 

Deutsche Journalisten hatten den Verdacht, dass der Regierungssprecher 

Lutz Stavenhagen die Presse in die Irre geführt hatte, als er andeutete, dass 

1972 alle Waffenverstecke aufgelöst wurden, denn es war wohl bekannt, dass 

bis in die frühen 80er-Jahre in Deutschland mysteriöse Waffenverstecke ge­

funden wurden. Die bekannteste Entdeckung hatte sich am 26. Oktober 1981 

ereignet, als Waldarbeiter in der Nähe von Uelzen in der Lüneburger Heide 

zufällig über ein großes Waffenlager im Boden gestolpert waren, in dem sich 

Gewehre und andere Kampfinstrumente befanden. Nach dieser sensationellen 

Entdeckung wurde der Forstaufseher und Rechtsextremist Heinz Lembke 

verhaftet. Später führte er die Polizei zu einem gewaltigen vernetzten Arsenal, 

das aus 33 unterirdischen Waffenverstecken bestand. «Diese entdeckten Waf­

fenverstecke wurden sofort dem Rechtsextremisten Lembke zugeschrieben», 

wurde 1991 in einem anonymen, jedoch gut informierten Artikel über Gladio 

vom österreichischen Verteidigungsministerium kommentiert. «Doch diese 

hervorragende Lösung hatte einen Fehler. Das Waffenversteck enthielt neben 

automatischen Waffen, chemischen Kampfmitteln [Arsen und Zyankali] und 

etwa 14000 Schuss Munition auch 50 Panzerabwehrrohre, 156 kg Sprengstoff 

und 230 Sprengkörper sowie 258 Handgranaten. Bemerkenswert ist, dass ein 

Staat mit extremen Sicherheitsvorkehrungen gegen Terroristen den Diebstahl 

oder das Verschwinden einer solch großen Menge Kriegsmaterial nicht be­

merkt haben sollte.»56 

Der amerikanische Journalist Jonathan Kwitny erwähnte in seinem Arti-
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kel «Die geheimen Armeen der CIA in Europa» den österreichischen Gladio­

Artikel und schloss daraus, «dass Deutschlands Stay-behind-Programm einen 

zweiten Skandal erlitten hatte, ähnlich dem von 1952, der jedoch nie publik 

wurde.» Denn die 1981 entdeckten Waffenverstecke wurden zu einer «militä­

rischen Ausbildung einer Jugendgruppe zurückverfolgt, die vom verhafteten 

Rechtsextremisten Heinz Lembke geführt wurde. Zu dieser Zeit wurde 

Lembke als verrückter Extremist charakterisiert, der im Wald heimlich Trup­

pen ausbildete.» Kwitny hatte jedoch realisiert, dass er nicht der Einzige war, 

der das Lembke-Arsenal mit der BND-Stay-behind in Verbindung brachte, 

denn auch die österreichische Gladio-Veröffentlichung hatte die Behauptung 

diskreditiert, dass Lembke nur ein verrückter und selbstständig handelnder 

Extremist sei. «Der Herausgeber der Gladio-Publikation des österreichischen 

Verteidigungsministeriums, der General im Ruhestand Franz Freistaetter, 

sagt, dass er den Artikel, in dem behauptet wird, dass Lembke Stay-behind­

Waffenverstecke benutzt habe, um seine Neonazi-Truppen auszubilden, per­

sönlich überprüfte und daran glaubt, obgleich der Autor auf seiner Anonymi­
tät bestand.»57 

Sowohl der Artikel von Kwitny als auch des österreichischen Verteidigungs­

ministerium über Gladio scheinen mit Recht zu behaupten, dass die Lembke­

Waffenverstecke ein Teil der deutschen Stay-behind waren. Unter den Doku­

menten, die 1952 sichergestellt wurden, als die BDJ-TD-Stay-behind entdeckt 

wurde, befand sich auch ein Plan des BDJ-TD für den Tag X, den Tag der In­

vasion. Darauf war ausgeführt, dass die Lüneburger Heide der Treffpunkt der 

norddeutschen Stay-behind sein sollte, falls es zu einer Invasion kommen sollte: 

«Bereichsleiter wurden angewiesen herauszufinden, wo Lkws in großer Anzahl 

geparkt sind. Im Fall von X müssen diese Lkws von Mitgliedern sofort konfis­

ziert werden, falls erforderlich mit Gewalt, die sie dann zu speziellen BDJ-Treff­

punkten in Städten und Dörfern fahren müssen», lautete die BDJ-TD-Anord­

nung. «Von dort aus sollen die Lkws die Mitglieder zum norddeutschen 

Treffpunkt in der Lüneburger Heide bringen.»58 

Die Entdeckung der Lembke-Waffenverstecke im Oktober 1981 war in 

Deutschland ein Skandal für sich. Die Affäre wurde jedoch noch brisanter, als 

einige Quellen angaben, dass die Arsenale nicht einfach schlafend für einen 

entfernten Tag einer sowjetischen Invasion ruhten, sondern dass Lembke das 

Arsenal benutzt haben könnte, um rechtsradikale Freunde auszustatten, die 

ein Jahr vor der Entdeckung des Arsenals diese tödlichen Waffen bei einem 
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Terroranschlag in München benutzt hatten. Diese weitreichende Behauptung 

wurde vom deutschen Journalisten Klaus Harbart erhoben, der glaubt, dass 

Gladio «das Schwert in der Hand von Rechtsradikalen» war. Harbat berichtet, 

dass «Spuren des Bombenanschlags auf das Münchner Oktoberfest zum 

Waldhüter Lembke nach Niedersachsen führen». Harbart ist überzeugt, dass 

die Bomben und die Strategie der Spannung nicht auf Italien begrenzt waren, 

sondern bis ins Herz von Deutschland reichten.59 

Der Bombenanschlag von München ist das größte terroristische Bom­

benmassaker in Deutschlands Geschichte nach dem Krieg. Um 22.20 Uhr am 

Abend des 26. September 1980 explodierte eine Bombe mitten auf dem be­

liebten Münchner Oktoberfest. Wie jedes Jahr hatten sich Zigtausende von 

Besuchern versammelt, um die schönsten zwei Wochen des Jahres zu feiern. 

Die Bombe hinterließ eine blutige Spur, 13 Menschen wurden getötet, 

213 Menschen verwundet, viele davon schwer. Deutschland und die Stadt 

München waren schockiert. Die polizeilichen Ermittlungen ergaben, dass 

deutsche Rechtsextremisten diese Schreckenstat verübt hatten. Die Spur der 

Bombe führte zu Neonazi-Gruppen, unter denen auch die «Wehrsportgruppe 

Hoffmann» war. Gundolf Köhler, ein 21-jähriger Rechtsextremist und Mit­

glied der Wehrsportgruppe Hoffmann, hatte nach den polizeilichen Ermitt­

lungen die Münchner Bombe gelegt. Experten erklärten, dass die Bombe, die 

aus speziell präparierten Handgranaten in einem Feuerlöscher bestand, mit 

bemerkenswertem Expertenwissen gebaut wurde, und Zweifel kamen auf, ob 

Köhler eine solche Bombe selbst gebaut haben könne. Köhler konnte nicht 

befragt werden, denn er wurde selbst von der Bombe zerfetzt und war eines 

der 13 Todesopfer. 

Ignaz Platzer, der an diesem schicksalhaften Tag das Oktoberfest besuchte 

und bei diesem Anschlag seine zwei Kinder verlor, sagte 1996 der deutschen 

Tageszeitung Die Süddeutsche, dass der Hintergrund des rechtsextremen N etz­

werks, das für diesen Terroranschlag verantwortlich war, niemals untersucht 

wurde. «Sie haben nun seit Jahren die Wiederaufnahme des Ermittlungsverfah­

rens verlangt. Glauben Sie nicht, dass GundolfKöhler der Täter war?», fragte 

der Journalist Platzer. «Nein, zu viele Anzeichen sprechen dagegen. Weshalb 

sollte jemand, der so etwas plant, einen Ausweis mit sich tragen, anhand des­

sen er sofort identifiziert werden konnte? Zumindest war er nicht allein», 

antwortete der Vater der Opfer. «Ich habe lange Zeit gekämpft, um zu erfah­

ren, wer es wirklich war oder wer die Leute waren, die dahintersteckten. Ich 
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musste jedoch lernen, dass ich auf diese Frage niemals eine ehrliche Antwort 

bekommen werde.» Worauf der Journalist nachfragte: «Sie haben aufgehört, 

eine Aufklärung zu fordern?» WoraufPlatzer den Schluss zog: «Ich habe ange­

fangen zu verstehen, dass man nur in Schwierigkeiten kommt, wenn man be­
harrlich bleibt.»60 

Einige der Schwierigkeiten könnten aus der Tatsache hergeleitet werden, 

dass der Münchner Anschlag die Polizei zu Lembkes Waffenverstecken führte, 

die wiederum zur deutschen Stay-behind-Armee führten und die wiederum zur 

NATO, der größten militärischen Allianz der Welt und zur stärksten Super­

macht der Welt, zu den USA. Selbst wenn die USA, die NATO und der BND 

nichts mit dem Münchner Terroranschlag zu tun hatten, so würde die Entde­

ckung einer Geheimarmee, die mit Rechtsextremisten in Verbindung stand, 

sehr ernsthafte Fragen aufgeworfen haben. Beispielsweise, wie gut die Geheim­

soldaten und ihre Waffenlager von den demokratischen deutschen Institutionen 

kontrolliert wurden. 

Bereits einen Tag nach dem Terroranschlag hatte die Polizei, die dieses Ver­

brechen untersuchte, Informationen erhalten, dass Lembke die Rechtsextre­

misten versorgt hatte. «Herr Lembke zeigte uns verschiedene Sprengstoffarten, 

Zünder, Lunten, Plastiksprengstoff und militärischen Sprengstoff», verriet 

Raymund Hörnie, ein Mitglied der Wehrsportgruppe Hoffmann, der Polizei 

bei seiner Vernehmung. «Er sagte, er habe viele Waffenverstecke voll mit derar­

tigem Material und dass er eine Menge davon zur Verfügung stellen könne ... 

Herr Lembke sagte uns, dass er Leute im Gebrauch von Sprengstoffen und 

explosiven Geräten ausbilde.))61 Nach den Polizeiprotokollen war Lembke somit 

nicht nur für die Ausbildung deutscher Gladiatoren zuständig, sondern unter­

stützte auch deutsche Rechtsterroristen. «Ich habe von Helmut Meyer gehört, 

dass man von Herrn Lembke Sprengstoff bekommen kanQ)), sagte auch die 

Rechtextremistin Sibylle Vorderbrügge nach dem Massaker aus. «Lembke 

zeigte uns verschiedene Sprengstoffe ... Er sagte uns, dass er mehrere Waffen­
verstecke im Wald habe.))62 

Trotz dieser Zeugenaussagen durchsuchte die Polizei das Gebiet nicht und 

grub nicht nach den geheimen Waffenverstecken Lembkes, so dass ein weiteres 

Jahr verging, bis Waldarbeiter zufällig über das geheime Waffenarsenal der 

Gladio stolperten und ihre Existenz danach nicht länger geleugnet werden 

konnte. Doch wiederum wurde die entscheidende Verbindung zwischen dem 

Münchner Terroranschlag und den Waffenverstecken der Stay-behind nicht 
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weiter verfolgt. Dies trotz der Tatsache, dass Frau Dr. Däubler-Gmelin von der 

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands am 25. November 1981 im natio­

nalen Parlament, dem Bundestag, die brisante Frage gestellt hatte: «Können 

Sie uns sagen, ob nach der Entdeckung der Waffenverstecke und der Verhaf­

tung von Herrn Lembke neue Erkenntnisse ... über den Bombenanschlag von 

München gewonnen werden konnten?» Die Frage war gut, aber die Antwort 

war schlecht. Für die Regierung antwortete Staatssekretär von Schoeler: «Es 

gibt keine Verbindung.»63 

Diese Regierungserklärung vertuschte die Gladio-Verbindung, weil die 

Existenz der Stay-behind-Armee geheim bleiben musste. Sie widersprach auch 

den Zeugenaussagen der Rechtsextremisten gegenüber der Polizei. Sofort 

nach der Entdeckung der geheimen Waffenverstecke am 26. Oktober 1981 

stürmte die deutsche Polizei Lembkes Haus und sicherte ein Magazin für 

G3-Gewehre und eine Rolle mit Luntenmaterial für Bomben. Doch schien 

der Rechtsextremist Lembke selbst unberührbar zu sein, und er wurde nicht 

festgenommen. Lembke wurde 1937 im ostdeutschen Stralsund geboren und 

hatte den sogenannten Sozialismus der DDR aus erster Hand kennengelernt. 

Im Alter von 22 Jahren floh er nach Westdeutschland, wo er sich rechtsextre­

mistischen Kreisen anschloss und bald allseits bekannt wurde. Er wurde An­

führer des rechtsextremen «Bund Vaterländischer Jugend» (BVJ), wo er als 

Chefideologe faschistische Slogans ersann wie etwa diesen: «Ein Kerl, den 

man aufhängen sollte, ist ein Deutscher, der denkt wie ein Jude.» Ähnlich wie 

der BDJ, der 1952 verboten wurde, wurde auch diese rechte Allianz 1962 

verboten. Doch Lembke verließ den rechtsextremen Weg nicht. 1968 ver­

suchte er als Kandidat der rechten NPD in den Landtag von Niedersachsen zu 

kommen. Doch gelang es ihm nicht, Politiker zu werden, und er beteiligte 

sich an gewalttätigen Kämpfen gegen deutsche antifaschistische Aktivisten. 

Dafür wurde er verurteilt, bis ein übergeordnetes Gericht ihn ganz mysteriös 

für «nicht schuldig» befand. 

Nur wenige Wochen nach der Entdeckung der Waffenverstecke wurde 

Lembke festgenommen und eingesperrt. Allerdings aus einem anderen 

Grund. Er wurde beschuldigt, sich gesetzwidrig geweigert zu haben, in einem 

Verfahren gegen seinen Freund, den rechtsradikalen Anführer der deutschen 

terroristischen Gruppe «Deutsche Aktionsgruppen» Manfred Roeder, auszu­

sagen. Im Gefängnis änderte Lembke plötzlich seine Meinung, und er erklär­

te, dass er aussagen werde, sowohl im Fall Roeder als auch zu den Waffenver-
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stecken und zu vielen anderen Angelegenheiten, von denen er wusste. Lembke 

bestand darauf, dass er nur vor dem Staatsanwalt aussagen werde, der ihn 

erfolglos im Fall Roeder vernommen hatte. Dem Antrag wurde stattgegeben, 

und der Ermittler fuhr sofort zu Lembke ins Gefängnis. Dort redete Lembke 

letztlich doch und enthüllte in allen Einzelheiten alle 33 Waffenverstecke, 

von denen bis dahin nur einige gefunden worden waren. An diesem Abend 

sagte Lembke dem Staatsanwalt, dass er ihm am nächsten Tag sagen würde, 

wer die Waffen und die Sprengstoffe nutzen sollte. Am nächsten Tag, dem 

1. November 1981, wurde Lembke an einem Seil hängend in seiner Zelle 

gefunden.65 

Der Fall Lembke wurde danach den örtlichen Ermittlern in Niedersachsen 

entzogen und dem Bundeskriminalamt in Bonn übergeben. Dieses juristisch 

erstaunliche Vorgehen führte den niedersächsischen Innenminister Möck­

linghoff dazu, von einem «kriminellen Trick» zu sprechen.66 Ein Jahr später, am 

3. Dezember 1982, schloss Bonn den Fall Lembke ab, ohne dass eindeu­

tige Ergebnisse über die Verbindung zwischen den geheimen Waffendepots 

und dem Anschlag von München erzielt wurden, und es wurde entschieden, 

dass Lemke ein «privater Fall» sei. Die Ermittler behaupteten in ihrem Ab­

schlussbericht, dass «es keine ausreichenden Hinweise gibt, die vermuten lassen, 

dass Lembke die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik Deutsch­

land durch Sprengstoffanschläge oder Mordtaten erschüttern wollte». Der 

Abschlussbericht ging nur so weit, einzugestehen, dass Lembke höchstwahr­

scheinlich eine Invasion aus dem Osten befürchtet habe, gegen die er einen 

«Partisanenkrieg» führen wollte, und kam zum Schluss, «dass die gefunde­

nen Kampfmittel von ihm über Jahre hinweg gesammelt und vergraben wur­

den, damit er im Fall einer Invasion, die er befürchtete, Widerstand leisten 
konnte».67 

Viele betrachteten dies als eine sehr erstaunliche Folgerung, denn das Ge­

richt fand, «dass von den Aktivitäten Lembkes nicht eine so große Gefahr 

ausging, wie zuvor befürchtet wurde. Denn diese waren nicht gegen die öf­

fentliche Ordnung im Lande gerichtet.» Gleichzeitig schien das Gericht je­

doch die Strategie des Stay-behind verstanden zu haben, als es erklärte, dass 

Lembke eine «Operation Werwolf» geführt habe. Denn dies war ein Verweis 

auf die Stay-behind-Netzwerke der Nazis, die Werwolf genannt wurden, weil 

auch die deutschen Soldaten in vielen Ländern geheime Waffenverstecke zu­

rückließen, als sie am Ende des Zweiten Weltkriegs den Rückzug antraten. Als 
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mythologische Figur in der deutschen Literatur bezeichnet der Werwolf ein 

menschliches Wesen, das sich in der Nacht in einen tödlichen Wolf verwan­

delt, der bis zum Morgen Menschen angreift und tötet. Das Gericht fand, dass 

«der Forstaufseher vielmehr einige Vorbereitungen für den Fall getroffen hat, 

dass Kommunisten an die Macht kämen, und dann ein «Werwolf» aktiv wer­

den könnte».68 Da Lembke selbst tot war, konnte er zu diesen Erkenntnissen 

keine Stellung nehmen. Eine Reihe rechtsgerichteter Freunde Lembkes er­

hielten bescheidene Strafen. Und aus den gewaltigen Waffenverstecken konn­

te nur die Herkunft von drei Waffen geklärt werden. Eine Privadirma, die für 

die Bundeswehr und die NATO Waffen produzierte, hatte sie geliefert. 

Wegen der bestätigten Verbindungen zu Rechtsextremisten und vermu­

teten Verbindungen zum Terroranschlag in München hatte Deutschland 

große Schwierigkeiten, als es zur Untersuchung und Klärung seiner Stay-be­

hind-Geschichte kam. Der Parlamentarier Manfred Such aus der Fraktion der 

Grünen hatte nach der Aufdeckung der Geheimarmeen in ganz Europa am 

5. November 1990 an die Regierung von Helmut Kohl eine formelle Anfrage 

gestellt, welche die vermutete Existenz von Gladio-Strukturen in Deutschland 

betraf. Der deutsche Regierungssprecher Hans Klein erklärte danach zur Er­

heiterung und Verwunderung von Parlamentariern und Journalisten, dass 

«die deutsche Gladio keine geheime Kommandotruppe oder Guerilla-Einheit 

sei, wie behauptet wurde», dass er aber wegen der strengen Geheimhaltungs­

pflicht nicht auf Einzelheiten eingehen könne.69 Kleins Statement verursachte 

bei den oppositionellen Sozialdemokraten und Grünen einen Aufschrei. Der 

Parlamentarier Hermann Scheer, Verteidigungsexperte der SPD, kritisierte, 

dass dieses mysteriöse rechte Netzwerk sehr wohl eine Art von «Ku-Klux­

Klan» sein könnte, das eher für Aktionen gegen die Demokratie in Friedens­

zeiten gedacht war als für eine eher unwahrscheinliche Invasion der Sowjets. 

Um die Tatsachen herauszufinden, beantragte Scheer eine sofortige und 

gründliche juristische Anfrage auf höchster Ebene zur Schattenarmee der 

NATO durch den Generalbundesanwalt, «weil die Existenz einer bewaffneten 

militärischen Geheimorganisation außerhalb jeglicher Kontrolle durch Regie­

rung oder Parlament mit der Verfassung nicht vereinbar ist und deshalb nach 

dem Strafrecht verfolgt werden muss»?O Scheer betonte, dass die Ermittlungen 

schon sehr bald begonnen werden müssen, «um zu vermeiden, dass Vertu­

schungen die Spuren verwischen».71 

Der Ruf der deutschen Sozialdemokraten nach einer vollständigen Untersu-
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chung von Gladio löste sich plötzlich in Luft auf, als herauskam, dass ihre 

Minister, während sie im Amt waren, auch an der Verschwörung beteiligt wa­

ren. Als die deutschen Sozialdemokraten kurz vor den anstehenden Wahlen im 

Dezember 1990 aus taktischen Gründen vor weiteren Untersuchungen der 

Stay-behind zurückschreckten, drängte nur noch die 1980 gegründete Grüne 

Partei auf eine ordentliche Untersuchung und Klärung, weil sie nicht belangt 
werden konnte, da sie bis zu diesem Zeitpunkt noch nie Regierungsverantwor­

tung getragen hatte. Die Forderung der Grünen Partei, über die Stay-behind­

Affäre offen im Parlament zu diskutieren, wurde jedoch von der Allianz der 

Konservativen und den Sozialdemokraten, der CDU/CSU, FDP und SPD, 

abgelehnt, die einen gewaltigen Skandal befürchteten. Die Debatte wurde in 
eine Sitzung verlegt, die am 22. November 1990 hinter verschlossenen Türen 

in der geheim tagenden Parlamentarischen Kontrollkommission (PKK) statt­
fand. Hier informierte Volker Foertsch, der letzte Stay-behind-Direktor des 

BND, die Parlamentarier, dass die geheime Einheit aufgelöst würde. Die Grüne 

Partei hatte kein Mitglied in dieser wichtigen Kommission und beklagte sich, 
dass die PKK, die den deutschen Geheimdienst BND überwachte, eine Gruppe 

war, die bekannt dafür war, «dass sie öfter etwas vertuscht, als dass sie etwas 

aufklärt».72 Als Journalisten versuchten, von Eberhard Blum, Gehlens persön­

lichem Assistenten und Direktor des BND von 1983 bis 1985, mehr Informa­

tionen zu bekommen, erklärte dieser: «Gladio? So etwas hat es in Deutschland 
nie gegeben.)l3 

Die Grüne Partei war nicht bereit, diese Niederlage hinzunehmen, und 

stellte eine formelle Anfrage an die Regierung. «Ende Oktober bestätigte der 
jetzt amtierende italienische Ministerpräsident Giulio Andreotti vor dem Par­

lament einen Bericht über die Existenz eines geheimen NATO-Dienstes mit 

dem Decknamen Gladio», begann die Anfrage, und dann wurde konkret ge­

fragt: «Wurde ein derartiger, mit der NATO in Verbindung stehender überna­
tionaler Geheimdienst auch in Deutschland aktiv?)) Dr. Lutz Stavenhagen, 

Staatsminister in der Regierung Helmut Kohl und Verantwortlicher für den 

Geheimdienst BND, beantwortete diese Frage schlicht und ergreifend mit der 
Lüge: «Nein.)) Außerdem wollten die Abgeordneten der Grünen wissen: «Wel­

che Vereinbarungen mit welchem Inhalt hat die deutsche Regierung beim 
Eintritt in die NATO, oder später, genau abgeschlossen, die derartige Aktivi­

täten solcher Dienste ermöglichen würden?» Stavenhagen blieb seiner Linie 

treu und behauptete: «Die deutsche Regierung hat derartige Vereinbarungen 
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nicht getroffen.» Die Parlamentarier fragten weiter: «In welchen genauen Be­

ziehungen zur NATO stand oder steht dieser Nachrichtendienst, der in der 

Bundesrepublik Deutschland und/oder anderen NATO-Staaten aktiv war?» 

Worauf Stavenhagen antwortete: «Wegen der Antwort auf die erste Frage ist 

diese Frage gegenstandslos.» Letztlich fragte die Grüne Partei: «Ist die Regie­

rung bereit, die Fragenden aus eigener Initiative genauer zu informieren, so­

bald für die Bundesrepublik Deutschland relevante Informationen in diesem 

Zusammenhang zur Verfügung stehen? Und für den Fall, dass die Regierung 

dazu nicht bereit ist, weshalb nicht?» Darauf entgegnete Stavenhagen: «Diese 

Frage kann nur beantwortet werden, wenn solche Dokumente verfügbar sind. 

Denn die Antwort hängt von den Bedingungen ab, unter denen solche Doku­
mente verfügbar werden.»74 

Die Grünen Abgeordneten waren verärgert, konnten aber nichts unterneh­

men. Die Regierung von Bundeskanzler Helmut Kohl von der Christlich De­

mokratischen Union (CDU), die seit 1982 im Amt war, hatte entschieden, 

eine Reihe von Lügen anzubieten, um ihre Position bei den ersten Wahlen im 

vereinten Deutschland nicht zu gefährden, die am 2. Dezember 1990 abgehal­

ten wurden. Erst ein Tag nach den Wahlen, die zu einem Sieg für Kohl geführt 

hatten, am Montag, dem 3. Dezember 1990, schickte Lutz Stavenhagen 

schnell ein vierseitiges Fax über die deutsche Stay-behind mit dem Titel «Be­

richt der Bundesregierung über die Stay-behind-Organisation des BND» an 

die Medien, in dem er im Gegensatz zu seinen früheren Erklärungen bestä­

tigte, dass auch in Deutschland eine geheime, mit der NATO in Verbindung 

stehende Stay-behind existiert habe: «Die Einheiten der von den alliierten 

Geheimdiensten auf deutschem Territorium bis 1955 aufgebauten Nachrich­

tenbeschaffungs- und Schleusungsorganisation wurden 1956 vom BND 

übernommen.» Die Regierung bestätigte zudem, dass die Geheimarmee im­

mer noch aktiv sei: «Im Augenblick arbeiten 104 Personen im Zusammenhang 

mit der Stay-behind mit dem BND zusammen.» Der Bericht hielt zudem fest, 

dass die Parlamentarische Kontrollkommission (PKK), die mit der Kontrolle 

des BND beauftragt ist, über die relevanten Einzelheiten am 22. November 

informiert worden war, und kam zur Schlussfolgerung: «Infolge der weltpoli­

tischen Veränderungen hatte der BND bereits im Sommer 1990 vorgesehen, 

die Stay-behind-Organisation aufzulösen. Nach Vereinbarungen mit den Ver­

bündeten wird die Auflösung bis zum April 1991 vollzogen.»75 

Während der BND der Öffentlichkeit versicherte, dass die Geheimarmee 
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aufgelöst worden sei und dass keine geheimen Waffenverstecke im Land exis­

tierten, kam dieses Thema am 17. August 1995 noch einmal auf. An diesem 

Tag führte Peter Naumann, ein 43-jähriger Chemiker und Experte im Bom­

benbau, die überraschte Polizei vor laufenden Kameras zu insgesamt 13 Waf­

fenverstecken, die er nach eigenen Aussagen während der letzten 17 Jahre in 

Niedersachsen und Hessen errichtet hat. Die Arsenale enthielten Waffen, Mu­

nition und etwa 200 Kilogramm Sprengstoff. Interessant jedoch ist, dass Nau­

mann ein Freund von Lembke war und der Polizei bestätigte, dass die meisten 

seiner Waffen aus Lembkes Waffenversteck übernommen wurden.76 

Es ist überraschend, dass es trotz der bestätigten Verbindungen zu Rechts­

terroristen keine parlamentarische Untersuchung der deutschen Geheimarmee 

gab, geschweige denn einen detaillierten öffentlichen Bericht. «Was die demo­

kratische Transparenz anbelangt, liegt Deutschland in Europa derzeit an letzter 

Stelle», folgerte der Enthüllungsjournalist Leo Müller in seinem kurzen Buch 

über Gladio.l7 Andere Enthüllungsjournalisten, die über die Gladio-Geschich­

te in Deutschland berichtet haben, wie Ulrich Stoll von der öffentlich-recht­

lichen Fernsehanstalt ZDF, glauben, dass diese Affären noch lange nicht vor­

über sind. Als Stoll Ende 2002 Stasi-Berichte über die Stay-behind erhielt, 

deren Geheimhaltung aufgehoben wurde, folgerte er, dass «die Recherchen 

über Gladio fortgesetzt werden müssen».l8 
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